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nous voir adopter une ligne de conduite de tous points semblables à celle qu’elle 
s’est tracée elle-même dans les deux affaires mentionnées ci-dessus de la Princi­
pauté de Monaco et du Bassin de la Sarre.»

Wir haben uns auch an unsere Gesandtschaft in Berlin gewandt3, mit dem 
Ersuchen um Mitteilung, welche Auffassung die dortige Regierung beim 
Abschluss der Zollunion mit Luxemburg, bezüglich der Ausdehnung der Han­
delsverträge mit dritten Staaten auf Luxemburg, bekundet habe. Wie uns Herr 
Minister von Planta berichtet4, sei es für das Auswärtige Amt mit Schwierigkeiten 
verbunden, die bezüglichen Feststellungen zu treffen, indem zur Zeit der Einge­
hung der Zollunion mit Luxemburg das Deutsche Reich überhaupt noch nicht 
bestanden habe und Handels- & Zollverträge jeweilen durch die einzelnen Bun­
desstaaten abgeschlossen worden seien. Eine Mitteilung über das Ergebnis der 
gewünschten Nachforschungen, die bei der Fülle des Aktenmaterials einige Zeit 
in Anspruch nehmen, ist uns in Aussicht gestellt. Was im übrigen die Stellung­
nahme des Deutschen Reichs in der Frage betrifft, so ist diese genügend bekannt, 
indem der Artikel 10 des deutschen Handelsvertrags mit der Schweiz vom 
10. Dezember 1891 resp. 12. November 1904 (wie auch der deutsch-belgische 
Handels- & Zollvertrag vom 6. Dezember 1891) bestimmt, dass der Vertrag sich 
auch auf die mit einem der Vertragsschliessenden Teile gegenwärtig oder künftig 
zollgeeinten Länder oder Gebiete erstrecke.

Wir können hinzufügen, dass unsere beim Bundesarchiv und der Handelsab­
teilung vorgenommenen Erkundigungen nach Akten, die die Ansicht des Justiz- 
& Polizeidepartementes zu stützen geeignet wären, resultatlos geblieben sind.

Wir wären Ihnen nunmehr sehr zu Dank verpflichtet, wenn Sie uns mitteilen 
würden, ob unter diesen Umständen zur Ausdehnung der von der Schweiz mit 
dritten Staaten abgeschlossenen Handels- & Zollverträge auf Liechtenstein die 
Einholung der Zustimmung dieser Vertragsstaaten von Ihnen als notwendig 
angesehen wird.5

3. Par lettre du 21 ja n v ie r  1921, non reproduite.
4. Par lettre du 2 8  jan v ier  1921, non reproduite.
5. Pour la réponse de Max H  über, cf. n° 29.
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Le Ministre de Suisse à Berlin, A. von Planta, 
au Chef du Département politique, G. Motta

R P 1 Berlin, 4. Februar 1921

Ich komme soeben von einem Besuche bei Minister Simons und beeile mich, 
Ihnen Kenntnis zu geben von der vertraulichen Auskunft, die ich erhalten habe

1. R em arque  manuscrite  de M otta  en tête du document:  Sehr interessanter Bericht! (souligné
deux fo is)
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über die Eindrücke und die Ansichten des Ministers, die von der Reichsregierung 
anscheinend geteilt werden.

Über den festen Entschluss der deutschen Regierung, die Pariser Vorschläge2 
nicht anzunehmen und eine Verhandlung auf dieser Basis überhaupt abzulehnen, 
sind Sie durch die Verhandlungen im Reichstag unterrichtet. Der Minister versi­
cherte mich, dass seine amtlichen Erklärungen durchaus ernst gemeint seien und 
unter allen Umständen befolgt werden. Dieser Ernst ergibt sich schon aus der Tat­
sache, dass die gestern eingetroffene Einladung zur Fortsetzung der Verhandlun­
gen der Sachverständigen in Brüssel am gleichen Abend glatt abgelehnt worden

Sie wissen auch, dass Deutschland gewillt ist, Gegenvorschläge zu machen, 
welche die Grundlage für die Verhandlungen in London bilden sollen. Wie diese 
Vorschläge lauten werden, weiss ich nicht und habe auch nicht darnach gefragt, 
weil darauf zunächst nicht so viel ankommt und weil ich zum voraus wusste, dass 
mir eine Antwort nicht erteilt werden könne, indem diese Fragen noch im Stu­
dium sind. Ich habe aber dem Minister folgende weiteren Fragen gestellt:

1. Besteht die Absicht, die Verhandlungen in London deutscherseits zu 
beschicken und wenn ja, glaubt die deutsche Regierung, dass diese Verhandlun­
gen mit irgendwelcher Aussicht auf Erfolg geführt werden können?

2. Was wird geschehen, wenn die Verhandlungen in London nicht zu einer 
Einigung führen?

Auf diese Fragen antwortete mir der Minister wie folgt:
Ad. 1: Die deutsche Regierung ist nicht bereit, sondern sie wünscht an den 

Verhandlungen in London teilzunehmen, um dort ihren Standpunkt nochmals 
mit aller Deutlichkeit und Offenheit darzulegen. Sie wird ihre Gegenvorschläge 
so rechtzeitig vorlegen, dass darüber in London verhandelt werden kann. Ob 
diese Verhandlungen zur Einigung führen werden, lässt sich unmöglich vorausse­
hen. Der Minister sagte wörtlich: «Ich halte eine Verständigung nicht für ausge­
schlossen, aber für wenig wahrscheinlich». In diesem Zusammenhang teilte mir 
Simons mit, dass unmittelbar vor mir der englische Botschafter Lord D ’Abernon 
über eine Stunde bei ihm gewesen sei und dass er, der Minister, aus dieser Unter­
redung den Eindruck gewonnen habe, dass die Alliierten sich selbst in grosser 
Verlegenheit befinden und dass jedenfalls die Engländer den dringenden Wunsch 
hätten, die Verhandlungen fortzuführen. Der Botschafter frug den Minister, ob er 
bereit sei, vor London mit ihm offiziös zu unterhandeln, um womöglich ein ter­
rain d ’entente zu finden, was der Minister ohne weiteres bejahte. Es wird also hier 
in Berlin parallel3 mit der Vorbereitung der Gegenvorschläge unterhandelt wer­
den. Der Minister fügte bei, dass leider die jüngsten Ereignisse bewiesen hätten, 
wie bedeutungslos solche Vorverhandlungen seien. Tatsächlich sei er mit dem 
französischen und englischen Vertreter über die Annahme des Seydoux’schen 
Vorschlages so gut wie einig gewesen und doch sei man in Paris ohne weiteres dar­
über hinweggeschritten.

Aus den «etwas kleinlauten» Erklärungen des englischen Botschafters über

2 . P ro p o s i t io n s  de  la con féren ce  de  Paris  du 2 9  ja n  v ier  1 9 2 1  f ix a n t  les r é p a ra t io n s  du es  p a r  l ’A  Ile­
rn a gn e  à 2 6 9  m il l ia rd s  de  m a rk -o r .
3 . G r a n d  p o in t  d 'e x c la m a tio n ,  v r a is e m b la b le m e n t  d e  M otta ,  en m a rg e  de ce passage .
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die Vorgänge in Paris hat Simons den Eindruck gewonnen, dass die Pariser «Vor­
schläge» das Produkt der Angst gewesen seien vor der Möglichkeit, dass die Kon­
ferenz unverrichteter Dinge auseinandergehen müsse. Da diese Einigung in der 
kurzen Zeit von weniger als 48 Stunden zustande kommen musste, habe man sich 
auf den belgischen Vermittlungsvorschlag gestürzt, ohne sich über dessen Trag­
weite irgendwie Rechenschaft zu geben. Tatsächlich stütze sich der Vorschlag der 
12%igen Ausfuhrabgabe auf einen gesunden Gedanken des Seydoux’schen Pro­
jektes, dem Simons zugestimmt hatte.4 Nach Seydoux hätte zwischen Frankreich 
und Deutschland eine Verständigung getroffen werden sollen über die beidseiti­
gen hauptsächlichen Exportwerte. Dieser Verständigung sollte ein Kartell über 
die Preise vorausgehen4, und innert dem Rahmen dieser kartellierten Preise hätte 
Deutschland eine Exportprämie bezahlt, die den französischen Reparationskon­
tos zu gut gekommen wäre. Es ist dies, soweit das Kartell über die Preisbildung in 
Betracht fällt, der Grundgedanke des Planes von Stinnes, über welchen ich Ihnen 
vor Monaten, auf Grund eines Gespräches mit Staatsekretär Boyé, berichtet 
hatte. Der Gedanke der Exportprämie stamme von Seydoux und wäre praktisch 
durchaus annehmbar, wenn er unter der Voraussetzung der Beschränkung auf 
gewisse Ausfuhrwaren und der übereinstimmenden Preisbildung verwirklicht 
worden wäre. Nun habe aber die Konferenz diesen Gedanken verallgemeinert 
und dadurch einen ganz unmöglichen Zustand geschaffen, der in keiner Weise 
der Verschiedenheit und Tragfähigkeit der einzelnen Industrien Rechnung trage. 
England habe diesem Vorschläge nicht sowohl wegen der Einnahme aus den Prä­
mien, sondern wegen der damit verbundenen Kontrolle über den ganzen deut­
schen Handel und der Möglichkeit einer allgemeinen Kuratel über die deutsche 
Volkswirtschaft zugestimmt. Dieser letztere Gedanke stamme zweifellos von 
Lord D ’Abernon, der seine Erfahrungen in der Türkei und in Ägypten gemacht 
habe.

Zur zweiten Frage antwortete mir Simons folgendes:
Wenn wir in London nicht zu einer Einigung gelangen, die es uns ermöglicht, 

eine Vereinbarung zu unterzeichnen, fallen die Pariser «Vorschläge» als solche 
dahin und es werden die Alliierten dann gezwungen sein, auf den Boden des V er­
sailler Vertrages zurückzukehren, d. h. sie werden durch die Reparationskommis­
sion die Entschädigungsforderung in der Form eines Diktates feststellen lassen. 
Dieses Diktat wird zweifellos viel höhere Annuitäten vorsehen und wird uns als 
solches eröffnet werden. Dadurch wird die deutsche Regierung der Notwendig­
keit enthoben zu dem Befehl Stellung zu nehmen und die Alliierten werden 
gewärtigen müssen, ob und wie Deutschland die ihm auferlegten Verpflichtungen 
erfüllt. Bevor feststeht, dass nicht oder nicht voll erfüllt wird, kann von der 
Anwendung der Sanktionen venünftigerweise"’ nicht die Rede sein.

Ich warf ein: Ist es nicht denkbar, dass die Alliierten schon vor der formellen 
Feststellung der mangelnden Erfüllung Massnahmen ergreifen werden, um die 
spätere Erfüllung sicherzustellen? Der Minister antwortete darauf: Das ist natür­
lich möglich, wenn auch nicht sehr wahrscheinlich. Jedenfalls hat England weder 
ein Interesse noch den Wunsch, die Dinge auf die Spitze zu treiben, dagegen

4. Point d ’exclamation en marge de ce passage.
5. Remarque manuscrite de Motta en marge de ce passage: «Ja, aber nur vernünftigerweise».
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ist es keineswegs ausgeschlossen, dass von Frankreich irgend ein coup de tête 
ausgeht.

Damit kamen wir auf die Hauptfrage: Was wird Deutschland tun, wenn Sank­
tionen zur Anwendung gelangen?

W ir werden, sagte der Minister, den Ereignissen ihren Lauf und uns durch kei­
nerlei Gewaltmassnahmen dazu bringen lassen, Verpflichtungen auf uns zu neh­
men, deren Unerfüllbarkeit für uns feststeht. Was in einem solchen Falle in 
Deutschland vor sich gehen wird, lässt sich nicht Voraussagen, wohl aber ahnen. 
Und als ich weiter frug, ob in diesem Falle an eine Verbindung mit Russland und 
die A nnahm e des Bolschewismus zu denken sei, antw ortete mir Simons: «Ich 
kann mir sehr wohl denken, dass ich in einem solchen Falle als verantwortlicher 
Staatsm ann dazu kommen könnte, dem deutschen Volke die Verbindung mit 
Russland und dem Bolschewismus anzuraten6 denn ich habe die feste Ü berzeu­
gung, dass das deutsche Volk unter dem jetzt beliebten System der Verfolgung 
durch die Alliierten vollständig zusammenbrechen muss, während der Verzweif­
lungsakt der Verbindung mit Russland immerhin noch eine Möglichkeit der W ie­
deraufrichtung bietet. Ich würde eine solche W endung tief beklagen, weil ich 
überzeugt bin, dass durch eine gewaltsam herbeigeführte Verbindung mit dem 
Bolschewismus die guten Kerne7, die auch in dieser Bewegung liegen, zerstört 
und die Kultur Europas in Frage gestellt würde. Aber ich verhehle mir anderseits 
nicht, dass ein solcher Prozess sittliche Kräfte, die noch immer im deutschen 
Volke stecken, zur Entfaltung und späteren Fortpflanzung bringen könnte, wäh­
rend die allmähliche Abtötung, wie sie durch die Pariser Beschlüsse beabsichtigt 
ist, alles zu nichte machen würde. Der M inister meinte dann, es sei ein Irrtum, den 
Bolschewismus in Bausch und Bogen zu verwerfen; man müsse vielmehr aner­
kennen, dass auch diese Richtung trotz aller Irrwege, auf welchen sie wandle, 
m anchen starken und guten Kern in sich trage. Diese Kerne würde Deutschland 
auf dem Wege der inneren Evolution in sich aufnehmen und zu einem brauchba­
ren Neubau verarbeiten, wenn man es nicht von aussen her daran hindern wollte. 
Nur ein Tor könne glauben, dass wir zu den Zuständen vor dem Kriege zurück­
kehren können — die Welt müsse neu aufgebaut werden, aber es sollte dies auf 
dem Wege der Entwicklung durch das Zusammenwirken aller Kräfte in allen Völ­
kern geschehen.

Endlich sprachen wir noch von der Haltung Amerikas, wobei mir der Minister 
sagte, dass wohl die Vereinigten Staaten vor den Verhandlungen in London ein 
deutliches W ort sprechen werden, nicht aus Liebe zu Deutschland, sondern aus 
Liebe zu sich selbst und im Interesse der Erhaltung des deutschen Absatzgebietes 
für amerikanische W aren und Geld. Immer mehr und energischer ertöne aus 
A m erika der Ruf nach Deutschland: Saniert eure Finanzen, und wir geben euch 
Geld zu guten Bedingungen. Wie soll man aber an eine Sanierung der deutschen 
Finanzen denken, wenn man die Grundsätze der Pariser Beschlüsse anwendet?

Interessant war die im Laufe des Gespräches getane Äusserung des Ministers, 
dass die «Aussichten für eine Restauration (gemeint war die W iederherstellung 
der M onarchie) in Preussen rapid gesunken seien» infolge der verschiedenen

6. Passage souligné et points d ’interrogation en marge.
7. Mots soulignés par Motta qui note en marge: W elche?
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Veröffentlichungen der letzten Zeit über das Verhalten des Kaisers vor und wäh­
rend des Krieges. Bekanntlich werden in diesen Tagen in deutschen Blättern Aus­
züge aus dem dritten Bande von Bismarck’s Erinnerungen veröffentlicht, welche 
nach allgemeinem Urteil das damalige Verhalten des jungen Kaisers in einem 
überaus ungünstigen Lichte erscheinen lassen. Simons meinte, die Hohenzollern 
seien endgültig abgetan und andere Prätendenten gäbe es zur Zeit nicht, infolge­
dessen hätten sich viele mit der vollzogenen Tatsache der Republik abgefunden 
und dächten nicht daran, zur Zeit etwas an diesem Zustande zu ändern. Der Mini­
ster ist fest davon überzeugt, dass auf absehbare Zeit jede Gefahr eines Umsturz­
versuches von rechts ausgeschlossen sei.

Anderseits geht aus allen Berichten über die Tätigkeit der Kommunisten her­
vor, dass auf jener Seite eine fieberhafte Agitation entfaltet wird, die unter der 
Flagge der Wahlvorbereitungen segelt, aber tatsächlich in Verbindung steht mit 
den Ereignissen auf internationalem Boden. Aus den letzten Berichten des 
Staatskommissärs geht hervor, dass diese Agitation zur Zeit ganz besonders unter 
den Landarbeitern betrieben wird. Beachtenswert ist weiter die Tatsache, dass die 
Kommunisten es unternommen haben von Partei wegen die Anknüpfung von 
Handelsbeziehungen zu Sowjet Russland zu betreiben. Man berichtet mir über 
mehrere Fälle, in welchen kommunistische Betriebsräte von grösseren Unterneh­
mungen sich als Vermittler zwischen diesen Unternehmungen und russischen 
Abnehmern aufgetan und tatsächlich erhebliche Abschlüsse erzielt haben. So 
wird systematisch die «Penetration» des politischen und wirtschaftlichen Lebens 
betrieben. Dass diese Tätigkeit von Moskau ausgeht, unterliegt keinem Zweifel, 
und es scheint mir daraus hervorzugehen, dass die Sowjetregierung noch keines­
wegs so lendenlahm ist, wie vielfach angenommen wird.

Ich bitte Sie, die sichtliche Eile zu entschuldigen, mit welcher diese Bemerkun­
gen unter dem frischen Eindruck meiner Besprechung niedergeschrieben sind. Es 
lag mir daran, diese Nachricht so rasch als möglich zu Ihrer Kenntnis zu bringen 
und dazu bietet sich die Gelegenheit durch unseren Konsul in Abo, der morgen 
nach der Schweiz reist.

28
E 2200 Paris 1/1642

Le Ministre de Suisse à Paris, A. Dunant, au Département politique

Copie d ’expédition
T  n° 11 Paris, 8 février 1921

J ’apprends que décision Conseil fédéral refusant passage troupes Société des 
Nations vers Lithuanie est interprétée ici d’une manière qui ne nous est pas favo­
rable. Un officier touchant de près à Foch dit que le Maréchal ne cache pas sa sur­
prise. Dans entourage des membres du Conseil [de la Société des Nations] pré­
sents Paris on est extrêmement déçu et si l’on ne discute pas le fondement juridi­
que de décision, on déplore au point de vue politique que Suisse ne rendît pas ser­
vice qu’on attendait d ’elle après témoignages de bonne volonté du Conseil à 
l’égard de notre pays.
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